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Änderungsantrag 21.01.2021 
HHA 

Fraktion DIE LINKE 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses   

Drucksache 20/4214 zu Drucksache 20/3978 

         
 Inhalt des Antrags: Förderung von Vertriebenenverbänden beenden 
 
Einzelplan  03 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  03 02 Sonstige Förderungen 
Buchungskreis: 2295 

 
Förderproduktnummer 

lt. Leistungsplan 

1 und 2 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Pflege des Kulturgutes der Vertriebenen, Flüchtlinge 

und Spätaussiedler sowie Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung 
und 
Förderung von Integrationsmaßnahmen für Spätaussiedler 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 1.857,0 -900,0  957,0 

 Produktabgeltung 1.857,0 -900,0  957,0 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 

  

  Drucksache 20/4718 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Begründung des Änderungsantrags: 
Mit der besonderen Förderung von Vertriebenenverbänden, Spätaussiedlern und Landsmannschaften unterstützt die 

Landesregierung über das Innenministerium eine teilweise revisionistische Traditionspflege mit insgesamt fast 2 Mio. 

Euro im Jahr. Die Förderung von Kultur und Wissenschaft ist im Rahmen der Förderprogramme des 

Wissenschaftsministeriums möglich, die Sonderbehandlung der Vertriebenen hingegen ist zu beenden. Die Fördersumme 

erscheint unverhältnismäßig hoch zu sein, insbesondere im Vergleich zu den Ausgaben für Integration anderer 

Migrantengruppen in Hessen. Darüber hinaus ist nicht nachvollziehbar, weswegen Spätaussiedler in separaten Kursen 

unterrichtet werden, eine Teilnahme an den Sprach- und Integrationsangeboten, die für alle in Hessen lebenden 

Migranten bisher zur Verfügung stehen, erscheint sachgerechter. Die Gelder sind zu nutzen und bisher bestehende 

Angebote zu erweitern und Deutsch als Fremdsprache Lehrenden besser zu bezahlen.  

     
 

 

Wiesbaden, 20.01.21 

 

Für die Fraktion 

DIE LINKE 

Die Fraktionsvorsitzende: 

 

 

 

 

Janine Wissler 
 

  

  
 

 

 


